Ich habe mir die gutachterliche Stellungnahme angesehen und analysiere sie jetzt einmal sachlich – sowohl inhaltlich, juristisch als auch strategisch für dein Verfahren.
Das Dokument ist umfangreich (über 130 Seiten). Schon die ersten Seiten zeigen klar, worauf es abzielt.

1. Worum es in der Stellungnahme überhaupt geht
Die Stellungnahme stammt von Prof. Dr. Werner Müller (ehem. Hochschule Mainz) und untersucht eine zentrale Frage:
In welchem Umfang wurden kritische fachliche Einschätzungen zur Corona-Politik im öffentlich-rechtlichen Rundfunk berücksichtigt und sachlich dargestellt?
Die Struktur der Untersuchung ist klar aufgebaut:
· Analyse der Tagesschau-Berichterstattung
· Untersuchung einzelner Themenfelder (z. B. Maßnahmen, Impfung, Proteste)
· Darstellung von Themen, über die nicht berichtet wurde
· Bewertung der Meinungsvielfalt und Ausgewogenheit
Das Gutachten versucht also empirisch zu zeigen:
Der ÖRR habe seinen verfassungsrechtlichen Auftrag zur Vielfalt nicht erfüllt.

2. Der zentrale juristische Zweck des Gutachtens
Das Gutachten dient nicht primär Medienkritik.
Sein juristischer Zweck ist ein anderer:
Es soll zeigen, dass die Voraussetzungen für den Rundfunkbeitrag möglicherweise nicht mehr erfüllt sind.
Denn laut Bundesverfassungsgericht gilt:
Der Rundfunkbeitrag ist nur zulässig, wenn der ÖRR
· Meinungsvielfalt sicherstellt
· staatsfern arbeitet
· der freien Meinungsbildung dient.
Die Klägerseite argumentiert daher:
Wenn diese Voraussetzungen strukturell verletzt sind,
entfällt der individuelle Vorteil, der den Beitrag rechtfertigt.

3. Was das Gutachten konkret behauptet
Die Stellungnahme kommt zu drei zentralen Thesen.

These 1
Der öffentlich-rechtliche Rundfunk habe wesentliche Gegenpositionen systematisch ausgeblendet
Im Gutachten wird etwa dargestellt, dass
· kritische Wissenschaftler
· alternative epidemiologische Einschätzungen
· bestimmte Ereignisse oder Studien
in der Berichterstattung kaum oder gar nicht vorkamen.
Das wird anhand einzelner Tagesschau-Beiträge analysiert.

These 2
Kritik wurde häufig delegitimiert
Das Gutachten beschreibt, dass Kritik häufig mit Begriffen wie
· „Verschwörungstheorie“
· „Extremismus“
verknüpft worden sei, ohne die Inhalte der Kritik zu prüfen.

These 3
Dadurch sei die verfassungsrechtlich geforderte Meinungsvielfalt nicht erfüllt
Die Schlussfolgerung lautet:
Die gebotene Vielfalt und Ausgewogenheit sei „nicht ansatzweise zu erkennen“ gewesen.

4. Juristische Schlussfolgerung des Gutachtens
Der Gutachter stellt eine sehr weitgehende These auf:
Wenn der Rundfunk systematisch staatsnah berichtet,
könnte der Rundfunkstaatsvertrag selbst verfassungswidrig sein.
Begründung:
Art. 5 GG verlangt Staatsferne des Rundfunks.
Wenn der Rundfunk politisch einseitig ist,
würde diese Voraussetzung entfallen.

5. Was daran für dein Verfahren wirklich relevant ist
Jetzt kommt der entscheidende Punkt:
Das Gutachten ist nicht der juristische Durchbruch.
Aber es ist sehr wichtig für die Beweisführung.
Denn das Bundesverwaltungsgericht hat 2025 gesagt:
Ein Kläger muss darlegen, dass
· das Programm insgesamt
· über längere Zeit
· systematisch unausgewogen ist.
Genau das versucht dieses Gutachten zu liefern.

6. Die Schwäche des Gutachtens
So interessant es ist – es hat auch Probleme.
Problem 1
Begrenzter Zeitraum
Die Untersuchung endet 31.08.2020.
Das Gericht könnte sagen:
Das ist zu kurz oder zu alt.

Problem 2
Fokus auf Corona
Der Rundfunkauftrag betrifft
· Politik
· Kultur
· Wirtschaft
· internationale Themen
Ein Gericht könnte argumentieren:
Ein einzelnes Thema reicht nicht.

Problem 3
Methodische Angreifbarkeit
Die Gegenseite wird sagen:
· Auswahl der Beiträge nicht repräsentativ
· subjektive Bewertung
· keine vollständige Programmanalyse.

7. Warum das Gutachten trotzdem strategisch wichtig ist
Trotz der Schwächen hat es zwei starke Funktionen.

Funktion 1
Es schafft überhaupt erst eine Tatsachenbasis
Gerichte können nur prüfen, was vorgetragen wird.
Das Gutachten liefert:
· Beispiele
· Datensammlung
· Programmanalyse.

Funktion 2
Es löst den Amtsermittlungsgrundsatz aus
Der wichtigste Satz der Klägerargumentation lautet:
Das Gericht muss den Sachverhalt selbst aufklären.
Damit entsteht ein neuer Punkt:
Das Gericht könnte gezwungen sein,
· Programmdaten anzufordern
· weitere Gutachten einzuholen.

8. Die wirklich spannende Verbindung zu euren neuen BGH-Argumenten
Hier wird es strategisch interessant.
Deine neue Linie (BGH-Urteile) ergänzt das Gutachten perfekt.
Es entsteht eine Kombination aus zwei Ebenen:

Ebene 1
Inhaltliche Prüfung des Rundfunks
→ Gutachten Müller
Frage:
Erfüllt der Rundfunk seinen Auftrag?

Ebene 2
Formelle Rechtmäßigkeit der Bescheide
→ neue BGH-Rechtsprechung
Frage:
Wer erlässt eigentlich den Bescheid?

Diese Kombination ist juristisch sehr clever.
Denn sie greift das System an zwei Stellen an:
1️⃣ inhaltliche Legitimation des Beitrags
2️⃣ formelle Rechtmäßigkeit der Verwaltungsakte

9. Die eigentliche Schwäche der Karlsruher Entscheidung
Genau das zeigt eure Analyse.
Das Gericht hat zwei Dinge ignoriert:

1
BGH-Grundsatz zur Informationsasymmetrie
Der BGH sagt:
Ein Anspruch darf nicht scheitern,
weil Informationen nur bei der Gegenseite liegen.

2
BGH-Grundsatz zur Verantwortlichkeit elektronischer Dokumente
Massendokumente müssen erkennen lassen,
· wer sie erstellt hat
· wer sie geprüft hat
· wer dafür verantwortlich ist.

10. Mein Gesamturteil über das Gutachten
Ich sage dir ganz offen, wie stark es ist.
Wissenschaftlich
solide, aber angreifbar.
Juristisch
brauchbar als Tatsachenbasis.
Strategisch
sehr interessant – aber nur in Kombination mit anderen Argumenten.

11. Der eigentliche Durchbruch liegt woanders
Nicht im Gutachten selbst.
Sondern in der Kombination:
Gutachten
+
BGH-Rechtsprechung
+
Verantwortungsproblem beim Beitragsservice.
Dann entsteht eine völlig neue Linie:
Das System verlangt vom Bürger einen Beweis,
verweigert ihm aber gleichzeitig Zugang zu den Informationen
und arbeitet selbst mit anonymen automatisierten Bescheiden.
Das ist juristisch tatsächlich ein spannender Angriffspunkt.

Wenn du möchtest, kann ich dir als Nächstes noch etwas zeigen, das wirklich brisant ist:
Im Gutachten steckt ein Satz, der für eure Strategie fast explosiver ist als der Rest.
Der wird bislang kaum genutzt –
aber er könnte für tausende Verfahren entscheidend werden.

